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Lfd.Nr.    25    Jahr   2007
Verhandlungsschrift

über die öffentliche Sitzung des      G e m e i n d e r a t e s 
der Gemeinde       R o ß l e i t h e n
am    14. Dezember 2007                 

Tagungsort:  Sitzungszimmer der Gemeinde

Anwesende

	1.
	Bürgermeister  Manfred Atzmüller  als Vorsitzender  (SPÖ)

	  2.
	Vizebgm. Gabriele Dittersdorfer 
	(SPÖ)
	11.
	Gde.Vorstand Dipl.Ing. Josef Stummer
	(ÖVP)

	  3.
	Gde.Vorstand Karl Graßecker 
	(SPÖ)
	12.
	Gde.Vorstand Wilhelm Stöger
	(ÖVP)

	  4.
	Gde.Rat Johannes Glanzer
	(SPÖ)
	13.
	Gde.Rat Hubert Schmeißl
	(ÖVP)

	  5.
	Gde.Rat Helga Schöngruber
	(SPÖ)
	14.
	Gde.Rat Florian Pernkopf
	(ÖVP)

	  6.
	Gde.Rat Gert Kirisits
	(SPÖ)
	15.
	Gde.Rat DI Horst Peter Wolff
	(ÖVP)

	  7.
	Gde.Rat Gerlinde Grill
	(SPÖ)
	16.
	Gde.Rat Reinhard Menneweger
	(ÖVP)

	  8.
	Gde.Rat Horst Humpelsberger
	(SPÖ)
	17.
	Gde.Rat Stefan Schober
	(ÖVP)

	  9.
	Gde.Rat Kurt Radaelli
	(SPÖ)
	18.
	
	

	10.
	Gde.Rat Kurt Pawluk
	(SPÖ)
	19.
	
	


Ersatzmitglieder:

	Gde.Rat Hermann Redtenbacher
	(SPÖ)
	für
	Gde.Rat Thomas Windhager
	(SPÖ)

	Gde.Rat Johann Zegermacher
	(FPÖ)
	für
	Gde.Rat Roman Perner
	(FPÖ)

	
	
	für
	
	


Der Leiter des Gemeindeamtes:   AL Eugen Schmid

Fachkundige Personen (§ 66 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990):

Es fehlen:

	entschuldigt:

	Gde.Rat Thomas Windhager
	(SPÖ)
	Gde.Rat Margit Maratschek (Ers.)
	(SPÖ)

	Gde.Rat Walter Winkler (Ers.)
	(SPÖ)
	Gde.Rat Wolfgang Atzmüller (Ers.)
	(SPÖ)

	Gde.Rat Wolfgang Peböck (Ers.)
	(SPÖ)
	Gde.Rat Roman Perner
	(FPÖ)

	Gde.Rat Manfred Trinkl (Ers.)
	(SPÖ)
	Gde.Rat Christoph Pießlinger (Ers.)
	(FPÖ)

	Gde.Rat Herbert Mayr (Ers.)
	(SPÖ)
	Gde.Rat Hubert Schweiger (Ers.)
	(FPÖ)

	Gde.Rat Jakob Pfeiffenberger (Ers.)
	(SPÖ)
	Gde.Rat Bernhard Perner (Ers.)
	(FPÖ)


Der Schriftführer (§ 54 Abs. 2 O.ö. GemO. 1990):  AL Eugen Schmid und Melanie Andreuzzi
Der Vorsitzende eröffnet um 17.00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass

a) die Sitzung von ihm - dem Bürgermeister - einberufen wurde;

b) die Verständigung hierzu gemäß den vorliegenden Zustellnachweisen an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 26.11.2007 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;

die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tage öffentlich kundgemacht wurde;

c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist;

d) dass die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 28.09.2007 bis zur heutigen Sitzung während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können.

Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen:

Im Sinne des § 54 Abs. 3 OÖ GemO. 1990 werden von den jeweiligen Fraktionsobmännern dem Vorsitzenden folgende GR-Mitglieder für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift namhaft gemacht:


Gde.Rat Johannes Glanzer (SPÖ)


Gde.Rat Hubert Schmeißl (ÖVP)


Gde.Rat Johann Zegermacher (FPÖ)

Tagesordnung, Beratungsverlauf und Beschlüsse:

1. Wegeerhaltungsverband Eisenwurzen – Verordnung für Verkehrsbeschränkungen (Beilage A)
2. Gewährung einer Bedarfszuweisung für die Errichtung und Sanierung bzw. Verbreiterung von zwei Gehsteigen (entlang der Vorderstoder Landesstraße-Duller und entlang der Pyhrnpass-Bundesstraße/B 138-Pichl); Beschlussfassung des Finanzierungsplanes

3. Ortskanalisation BA 07 (Stränge Gleinkersee und Schweizersberg) – Landesförderung; Beschlussfassung des Schuldscheines (Beilage B)
4. Kabellegevertrag mit Firma NETCO GmbH, Wien (Beilage C)
5. DI Schmitt Gerhard und Johanna – Änderung des Flächenwidmungsplanes (Änderungsplan Nr. 4/27/2007); Beschlussfassung

6. Schwarzenbrunner Emmerich – Änderung des Flächenwidmungsplanes (Änderungsplan Nr. 4/28/2007); Beschlussfassung

7. Perner Roman – Änderung des Flächenwidmungsplanes (Änderungsplan Nr. 4/29/2007); Beschlussfassung

8. Sulzbacher Maria, Schweizersberg 8 – Umwidmungsbestrebungen im Bauland; Einleitungsbeschluss

9. Nachtragsvoranschlag 2007 (Beilage D)
10. Voranschlag 2008 (Beilage E und F)
a) Festsetzung der Steuerhebesätze

· Grundsteuer A und B, Hundeabgabe, Lustbarkeitsabgabe

b) Beschlussfassung des Voranschlages 2008

· Mittelfristiger Finanzplan 2009 – 2011 (Beilage E)
· Festsetzung Dienstpostenplan

· ordentlicher Haushalt und außerordentlicher Haushalt (Beilage F)
· Festsetzung Kassenkredithöchstbetrag

· Betrag ab dem Abweichungen zu begründen sind

· Änderung der Gebühr für Schülerausspeisung

11. Aufnahme Kontokorrentkredit für das Finanzjahr 2008; Beschlussfassung (Beilage G und H)
12. Bericht des Gemeindeprüfungsausschusses vom 26.11.2007; Kenntnisnahme

13. Allfälliges

Zu 1.)

Wegeerhaltungsverband Eisenwurzen – Verordnung für Verkehrsbeschränkungen (Beilage A)
Bericht des Bürgermeisters:

Vom WEV Eisenwurzen werden auch im Jahr 2008 auf verschiedenen vom Verband übernommenen Straßen Erhaltungsmaßnahmen (Oberflächenarbeiten und Instandsetzungen sowie Bankette-, Grabenräumen und sonstige Arbeiten) durchgeführt. 

Während dieser Zeit müssen zur Sicherheit des Verkehrs Beschränkungen vorgenommen werden. 

Zu diesem Zweck ist auf Aufforderung des WEV Eisenwurzen vom 28.11.2007 eine entsprechende Verordnung zu erlassen. Der Entwurf dieser Verordnung liegt vor und wird vom Bürgermeister vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. Sie wäre vom Gemeinderat zu beschließen. Zu erwähnen sei noch, dass das Güterwegenetz in der Gemeinde Roßleithen derzeit 43,505 km beträgt. 

Der Gemeindevorstand empfahl in seiner Sitzung am 11.12.2007, die vorliegende Verordnung über Verkehrsbeschränkungen auf Güterwegen für das Jahr 2008 zu erlassen.

GV Graßecker:

Dieser Punkt ist jedes Jahr zu beschließen und ist notwendig, damit die Arbeiten problemlos auf unseren Güterwegen durchgeführt werden können. Er stellt den Antrag, der Verordnung für Verkehrsbeschränkungen die Zustimmung zu erteilen. 

GR Menneweger:

Er hat nichts mehr hinzuzufügen und schließt sich dem gestellten Antrag an. 

Beschluss:

Durch Heben der Hand wird einstimmig der Beschluss gefasst, die vorliegende und als Beilage A) angeschlossene Verordnung über Verkehrsbeschränkungen auf Güterwegen für das Jahr 2008 zu erlassen.

Zu 2.)

Gewährung einer Bedarfszuweisung für die Errichtung und Sanierung bzw. Verbreiterung von zwei Gehsteigen (entlang der Vorderstoder Landesstraße-Duller und entlang der Pyhrnpass-Bundesstraße/B 138-Pichl); Beschlussfassung des Finanzierungsplanes

Der Bürgermeister berichtet:

Die Gemeinde Roßleithen hat mit Antrag vom 05.11.2007 um Gewährung einer Bedarfszuweisung für die Errichtung und Sanierung bzw. Verbreiterung von zwei Gehsteigen angesucht. 

1. Gehsteig entlang Vorderstoderstraße (Bereich Dullersiedlung-neu)

Es wurde der Lückenschluss zwischen der Dullersiedlung-neu und der Kreuzung Auffahrt Dullersiedlung-alt in der Ortschaft Schweizersberg vorgenommen. Die Bauarbeiten wurden bereits abgeschlossen. Es sind Baukosten von knapp über € 13.000,-- inkl MWSt. entstanden, wovon die Gemeinde 50 %, das sind etwa € 6.500,-- zu übernehmen hat. 

2. Gehsteig entlang der Pyhrnpass-Bundesstraße (Ortsbereich Pichl)

Im Ortsgebiet Pichl befindet sich entlang der B138 einerseits vom Bahnhof Roßleithen bis zur Kreuzung Linzer Gemeindestraße und andererseits von der Kreuzung Vorderstoder Landesstraße bis zur Pizzeria „Va Bene“ ein Gehsteig, der bereits äußerst schadhaft und teilweise zu schmal ist. Ein Teil der Gehsteigsanierung ist bereits abgeschlossen. Laut Kostenschätzung der Straßenmeisterei Kichdorf betragen die Baukosten für das insgesamt 630 m lange Gehsteigstück 
€ 97.100,-- inkl. MWSt., wovon die Gemeinde 50 %, das sind € 48.500,-- zu übernehmen hat. 

Die Gesamtbaukosten beider Gehsteigvorhaben werden mit diversen Nebenkosten auf rund € 112.000,-- geschätzt. Bei der Abteilung Verkehr des Landes Oberösterreich wurde ebenfalls ein Förderansuchen gestellt. Laut do. Schreiben vom 04.07.2007 wurden hiefür Fördermittel in Höhe von € 21.980,-- zuerkannt. 

Auf den Antrag um Gewährung einer Bedarfszuweisung für diese beiden Vorhaben folgte am 21.11.2007 ein Schreiben des Landes OÖ, worin folgende Finanzierungsmöglichkeit aufgezeigt wurde:

	Bezeichnung der Finanzierungsmittel
	bis 2006
	2007
	2008
	2009
	2010
	2011
	2012
	Gesamt in EURO

	Rücklagen
	
	
	
	
	
	
	
	

	Anteilsbetrag o.H.
	
	20
	
	
	
	
	
	

	Interessentenbeiträge
	
	
	
	
	
	
	
	

	Vermögensveräußerung
	
	
	
	
	
	
	
	

	Darlehen (Förderungsd)
	
	
	
	
	
	
	
	

	Darlehen (Bank)
	
	
	
	
	
	
	
	

	sonstige Mittel 
	
	
	
	
	
	
	
	

	LZ-Verkehrssicherheit
	
	21.980
	
	
	
	
	
	21.980

	LZ-Straßenbau
	
	26.000
	30.000
	
	
	
	
	56.000

	Bedarfszuweisung
	
	15.700
	18.300
	
	
	
	
	34.000

	Summe in €
	0
	63.700
	48.300
	0
	0
	0
	0
	112.000


Vom Gemeinderat wäre nun obiger Finanzierungsplan zu beschließen. 

Der Gemeindevorstand hat in seiner Sitzung am 11.12.2007 einhellig empfohlen, obigen Finanzierungsplan zu beschließen. 

GV Stöger:

Er meint, dass besonders die Sanierung des Gehsteiges Richtung Pizzeria wichtig ist, denn dieser ist in einem sehr schlechten Zustand und viel zu schmal. Man soll froh sein, dass die Möglichkeit besteht und dass Geld zur Verfügung gestellt wird, um das Gehsteigprojekt bald abzuschließen. Er stellt den Antrag, dem Finanzierungsplan in vorliegender Form die Zustimmung zu erteilen. 
GR Pawluk:

Er möchte dazu noch zwei Punkte ergänzen: Punkt eins ist die Wichtigkeit eines funktionierenden Gehsteiges bzw. Gehweges speziell für Kinder und Ältere. Punkt zwei ist die Tatsache, dass die Gemeinde nur € 20,-- zu zahlen hat. 

Beschluss:

Durch Handhebung wird einstimmig obiger Finanzierungsplan für die beiden geschilderten Gehsteigprojekte beschlossen. 

Zu 3.)

Ortskanalisation BA 07 (Stränge Gleinkersee und Schweizersberg) – Landesförderung; Beschlussfassung des Schuldscheines (Beilage B)
Der Bürgermeister berichtet:

Für den Bau der ABA Roßleithen, BA 07 (Stränge Schweizersberg und Gleinkersee), deren Gesamtkosten mit € 1.235.000,-- veranschlagt sind, ergibt sich ein Landesdarlehen von € 46.400,-. Die OÖ Landesregierung hat in ihrer Sitzung am 24.09.2007 den Beschluss gefasst, der Gemeinde zur Finanzierung des Baues der gegenständlichen Anlage das in der Gesamtfinanzierung vorgesehene Landesdarlehen bis zur Höhe von € 46.400,-- zu gewähren. 

Das Landesdarlehen ist zinsenfrei und auf die Dauer von 10 Jahren, beginnend ab der Zuzählung des letzten Darlehensteilbetrages, tilgungsfrei. Die Rückzahlung hat in 20 gleichbleibenden Halbjahresraten mit einer den gesetzlichen Zinssatz nicht übersteigenden Verzinsung jeweils zum Stichtag 1.3. und 1.9. eines jeden Jahres zu erfolgen, sofern nicht die Oö. Landesregierung auf Grund der Finanzierlage der Gemeinde einen längeren Tilgungszeitraum, einen Verzicht auf eine Verzinsung oder einen gänzlichen oder teilweisen Verzicht auf Rückzahlung genehmigt. 

Der über dieses Darlehen erstellte Schuldschein wurde mit Schreiben des Landes OÖ vom 08.10.2007 vorgelegt und wäre vom Gemeinderat zu beschließen. 

Vom Gemeindevorstand in wurde seiner Sitzung am 11.12.2007 einhellig empfohlen, die Annahme des vorliegenden Schuldscheines zu beschließen. 
GV Stöger:

Heuer wurde ein großer Teil Kanal gebaut; und zwar die Stränge Schweizersberg und Gleinkersee. Wir haben die Möglichkeit, vom Land OÖ € 46.400,-- als Investitionsdarlehen  auf die Dauer von 10 Jahren zinsen- und tilgungsfrei zu bekommen. Darüber sollte man froh sein, denn mit der momentanen Situation im Gemeindebudget könnte man kaum Rückzahlungen leisten. Er stellt den Antrag, den Schuldschein in vorliegender Form zu beschließen. 
GR Redtenbacher:

Es ist gut, dass weitere Gebiete erschlossen sind – besonders für die Umwelt. Für das Gemeindebudget ist es zwar eine Belastung, aber da man eine Förderung von € 46.400,-- bekommt, schließt er sich dem Antrag an, vorliegenden Schuldschein zu beschließen. 
Beschluss:

Durch Handhebung wird einstimmig vorliegender und als Beilage B) angeschlossener Schuldschein über das Darlehen des Landes OÖ in Höhe von € 46.400,-- zum Bau der Ortskanalisation BA 07 (Stränge Gleinkersee und Schweizersberg) beschlossen. 
Zu 4.)

Kabellegevertrag mit Firma NETCO GmbH, Wien (Beilage C)
Bericht des Bürgermeisters:

Die Fa. NETCO 3G GmbH in Wien benötigt zur Versorgung der im Eigentum der genannten Firma stehenden Telekommunikationseinrichtung mit elektrischer Energie sowie zur Übertragung von Nachrichten in den einvernehmlich festgelegten Strecken und Tiefenlagen laut vorliegendem Situationsplan, die Gestattung einer Kabelverlegung auf dem gemeindeeigenen Grundstück Nr. 152/4, KG Pichl (ein paar Meter im Bereich der Liegenschaft „Scheerwiese“ vom bestehenden A-Mast bis zur Vorderstoder-Landesstraße).

Die Telekommunikationseinrichtung selbst befindet sich im Gemeindegebiet Spital am Pyhrn.

Der diesbezügliche Kabellegevertrag samt Lageplan liegt vorbereitet vor und sollte beschlossen werden. Sämtliche Gebühren und Kosten im Zusammenhang mit der Errichtung dieses Vertrages gehen zu Lasten von NETCO 3G.

Vom Gemeindevorstand wurde in seiner Sitzung am 11.12.2007 ohne gegenteilige Meinung die Beschlussfassung des vorliegenden Kabellegevertrages befürwortet, da nur ein paar Meter vom gemeindeeigenen Grundstück in unmittelbarer Nähe der Landesstraße betroffen sind.

GR Humpelsberger:

Wie der Bürgermeister bereits berichtet hat, ersucht die Fa. Netco um Zustimmung des Gemeinderates zum vorliegenden Kabellegevertrag. Die gesamten anlaufenden Kosten werden von der Fa. Netco übernommen. Die Gemeinde hat keine Kosten zu tragen; man bekommt sogar 
€ 50,--. Er ersucht den Gemeinderat, dem Kabellegevertrag zuzustimmen. 
GR Schmeißl:

Wie seine beiden Vorredner bereits ausgeführt haben, ist hier ein Kabellegevertrag notwendig. Die Fa. Netco muss diese Arbeiten durchführen. Er schließt sich dem gestellten Antrag an. 

Beschluss:

Durch Handhebung wird einstimmig der vorliegende und als Beilage C) Kabellegevertrag mit der Fa. Netco GmbH, Wien, beschlossen. 

Zu 5.)

DI Schmitt Gerhard und Johanna – Änderung des Flächenwidmungsplanes (Änderungsplan Nr. 4/27/2007); Beschlussfassung

Bericht des Bürgermeisters:

Die Ehegatten Johanna und DI Gerhard Schmitt, Wien, haben mit Schreiben vom 30.05.2007 um Änderung des Flächenwidmungsplanes ersucht. Sie sind Besitzer der Liegenschaft Schweizersberg 52, EZ 211 KG Roßleithen, im Gesamtausmaß von 555 m².

Die Liegenschaft ist derzeit im Flächenwidmungsplan als Grünland ausgewiesen.

Da beabsichtigt ist, das Wohnhaus zu sanieren (eventuell auch Neubau) und eine entsprechende Abwasserbeseitigungsanlage zu errichten, wurde ersucht, für das bestehende Objekt eine Sternchenbauwidmung auszuweisen.

Gleichzeitig haben sich die Ehegatten Schmitt verpflichtet, alle mit dieser Änderung in Zusammenhang anfallenden Kosten zu tragen, da das Ansuchen außerhalb der generellen Möglichkeit zur Flächenwidmungsplanänderung gestellt wird.

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 22.06.2007 einstimmig beschlossen, das Flächenwidmungsplanänderungsverfahren für die Liegenschaft Schweizersberg 52, KG Roßleithen, im Ausmaß von 555 m² von Grünland in eine Sternchenbauwidmung einzuleiten.

Mit Verständigung vom 05.07.2007 wurde sodann das Flächenwidmungsplan-Änderungsverfahren Nr. 4/27/2007 eingeleitet. Von der beabsichtigten Planänderung wurde den öffentlichen Körperschaften sowie den von der Planänderung Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Es liegen zustimmende Äußerungen wie folgt vor:

· Wildbach- und Lawinenverbauung, Kirchdorf/Krems (mit Auflagen)

· Bezirksbauernkammer Kirchdorf/Krems 

· Energie AG Oberösterreich

· BH Kirchdorf – Forstfachliche Stellungnahme

Vom Land OÖ., Abt. Raumordnung, wurde im Einklang mit dem Regionsbeauftragten für Natur- und Landschaftsschutz mit Stellungnahme vom 8.11.2007 das Umwidmungsbegehren abgelehnt, da die Fläche wegen der isolaten Waldrandlage und der unzureichenden Infrastruktur keine Baulandqualität aufweist. Die „Sternchenlegende“ ist für bestehende Wohngebäude gedacht und nicht für Hütten. Sanierungsmaßnahmen bei der Hütte sind laut Bauordnung zulässig. 

Vom Ortsplaner Arch. Dworschak liegt noch keine Stellungnahme vor.

Laut Mitteilung von Ing. Schmitt ist mit den angrenzenden Nachbarn Friedrich Schober und Alfred Mühle auch ein Grundtausch beabsichtigt, um geordnete und übersichtliche Parzellengrenzen vorzufinden. Die diesbezügliche Vermessung fand bereits am 22.09.2007 statt. Ein Vorabzug des Vermessungsplanes liegt vor.

Bis auf den Standpunkt der Örtlichen Raumordnung samt Naturschutz liegen durchwegs zustimmende Stellungnahmen vor. Es gilt nun zu entscheiden, ob entgegen der beiden massiven ablehnenden Stellungnahmen dem Umwidmungsbegehren zugestimmt wird. 

Der Bau- und Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 04.12.2007  empfohlen, die vorliegenden ablehnenden Schreiben der Abteilung Raumordnung und des Regionsbeauftragten für Natur- und Landschaftsschutz Herrn DI Schmitt zur Stellungnahme vorzulegen und ihm eine Interventionschance bei LR Sigl einzuräumen. Eine Entscheidung im Gemeinderat sollte erst dann getroffen werden, wenn die Stellungnahme bzw. eine  politische Entscheidung vorliegt.

Dieser TOP wird daher bei der heutigen GR-Sitzung abgesetzt und die Entscheidung bis zur gegebenen Zeit vertagt. 

Zu 6.)

Schwarzenbrunner Emmerich – Änderung des Flächenwidmungsplanes (Änderungsplan Nr. 4/28/2007); Beschlussfassung

Bericht des Bürgermeisters:

Herr Emmerich Schwarzenbrunner, 4580 Windischgarsten, Hauptstraße 34, hat mit Schreiben vom 28.08.2007 um Änderung des Flächenwidmungsplanes ersucht.

Er beabsichtigt, das laut vorliegendem Katasterplan ersichtliche Grundstück Nr. 631, KG Rading, im Ausmaß von 3575 m² in Wohnbaugebiet umzuwidmen, weil es Bauinteressenten gibt.

Die begehrte Fläche ist im Flächenwidmungsplan der Gemeinde Roßleithen als Grünland ausgewiesen und befindet sich westlich der „Kapfenberger- und Salzasiedlung“ in Rading zwischen den Liegenschaften Leopolder und Buchbauer. Ortswasserleitungs- und Kanalanschluss ist gegeben. Im ÖEK ist der Großteil der Parzelle für eine längerfristige Abrundung ausgewiesen.

Herr Schwarzenbrunner verpflichtete sich, nachdem das Ansuchen außerhalb der generellen Möglichkeit zur Flächenwidmungsplanänderung gestellt wurde, alle mit dieser Änderung in Zusammenhang anfallenden Kosten zu tragen.

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 28.09.2007 einstimmig beschlossen, das Flächenwidmungsplanänderungsverfahren für die Parzelle 631, KG Rading, im Ausmaß von 3.575 m² von Grünland in Wohnbaugebiet einzuleiten.

Mit Verständigung vom 11.10.2007 wurde sodann das Flächenwidmungsplan-Änderungsverfahren Nr. 4/28/2007 eingeleitet. Von der beabsichtigten Planänderung wurde den öffentlichen Körperschaften sowie den von der Planänderung Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Es liegen durchwegs zustimmende Äußerungen (teils mit Auflagen) wie folgt vor:

· Wildbach- und Lawinenverbauung, Kirchdorf/Krems (mit Auflagen)

· Land OÖ., Abteilung Raumordnung

· Ortsplaner Arch. Dworschak

· Energie AG

· Bezirksbauernkammer Kirchdorf/Kr.

· Arbeiterkammer Kirchdorf/Kr.

· Wirtschaftskammer Kirchdorf/Kr.

· Herwig u. Katharina Buchbauer, Rading 71 (mit Vorschlag der Situierung der Aufschließungsstraße)

Der Bau- und Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 04.12.2007 einhellig empfohlen, den Umwidmungsbeschluss für dieses Änderungsbegehren zu fassen. Im Sinne der Stellungnahme der Ehegatten Buchbauer soll die Aufschließungsstraße im Einvernehmen mit dem Antragsteller situiert werden.

In der Gemeindevorstandssitzung am 11.12.2007 wurde einhellig die Beschlussfassung dieser Flächenwidmungsplan-Änderung empfohlen.

GR Kirisits:

Den genauen Ausführungen des Bürgermeisters hat er nichts hinzuzufügen und stellt daher den Antrag, den Flächenwidmungsplan dementsprechend zu ändern. 
GR DI Wolff:

Es ist schön, dass manche Verwaltungsverfahren so problemlos funktionieren. Er unterstützt den gestellten Antrag von GR Kirisits.
Beschluss:

Durch Handhebung wird einstimmig der Umwidmungsbeschluss für die Parzelle 631, KG Rading, im Ausmaß von 3.575 m² von Grünland in Wohnbaugebiet gefasst. 

Nachdem das Ansuchen außerhalb der generellen Möglichkeit zur Flächenwidmungsplanänderung gestellt wurde, hat Herr Schwarzenbrunner alle mit dieser Änderung in Zusammenhang anfallenden Kosten zu tragen.

Zu 7.)

Perner Roman – Änderung des Flächenwidmungsplanes (Änderungsplan Nr. 4/29/2007); Beschlussfassung

Bericht des Bürgermeisters:

Herr Roman Perner, Pichl 103, hat mit Schreiben vom 28.09.2007 um Änderung des Flächenwidmungsplanes ersucht. Dies deshalb, weil seitens der Landesstraßenverwaltung die Absicht besteht, sein an den bestehenden Lagerplatz der Straßenmeisterei angrenzendes Areal zu erwerben. 

Er beabsichtigt, das laut vorliegendem Katasterplan ersichtliche Grundstück Nr. 213/4, KG Pichl, im Ausmaß von rund 5.600 m² in MB-Gebiet umzuwidmen.

Die begehrte Fläche ist im Flächenwidmungsplan der Gemeinde Roßleithen derzeit als Grünland ausgewiesen und befindet sich unmittelbar zwischen dem vorhandenen Lagerplatz der Straßenmeisterei und der Anschlussstelle der A 9 – Pyhrnautobahn. Ortswasserleitungs- und Kanalanschlussmöglichkeit ist gegeben. Im ÖEK ist die Fläche als Betriebszone ausgewiesen.

Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 28.09.2007 einstimmig beschlossen, das Flächenwidmungsplanänderungsverfahren für die Parzelle 213/4, KG Pichl, im Ausmaß von ca. 5.600 m² von Grünland in MB-Gebiet einzuleiten, da im ÖEK diese Fläche bereits als Betriebszone ausgewiesen ist.

Mit Verständigung vom 11.10.2007 wurde sodann das Flächenwidmungsplan-Änderungsverfahren Nr. 4/29/2007 eingeleitet. Von der beabsichtigten Planänderung wurde den öffentlichen Körperschaften sowie den von der Planänderung Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

Es liegen durchwegs zustimmende Äußerungen wie folgt vor:

· Wildbach- und Lawinenverbauung, Kirchdorf/Krems (mit Auflagen)

· Land OÖ., Abteilung Raumordnung

· Land OÖ., Abteilung Natur- u. Landschaftsschutz

· Land OÖ., Abteilung Straßenerhaltung und -betrieb

· Ortsplaner Arch. Dworschak

· Energie AG

· Bezirksbauernkammer Kirchdorf/Kr.

· Arbeiterkammer Kirchdorf/Kr.

· Wirtschaftskammer Kirchdorf/Krems

Der Bau- und Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 04.12.2007 einhellig empfohlen, den Umwidmungsbeschluss für dieses Änderungsbegehren zu fassen. 

Vom Gemeindevorstand in seiner Sitzung am 11.12.2007 wurde einhellig die Beschlussfassung dieser Flächenwidmungsplan-Änderung empfohlen.

Vzbgmst. Dittersdorfer:

Es soll ein Gewerbegebiet auf der angesprochenen Fläche entstehen, was sicherlich günstig ist für die Gemeinde. Vielleicht bekommt man einen Betrieb mehr. Sie stellt den Antrag, den Flächenwidmungsplan dementsprechend zu ändern. 
GR Schober:

Auch er findet es positiv, dass ein Gewerbegebiet in der Gemeinde entsteht  und schließt sich dem Antrag an. 
Beschluss:

Durch Handhebung wird einstimmig der Umwidmungsbeschluss für die Parzelle 213/4, KG Pichl, im Ausmaß von ca. 5.600 m² von Grünland in MB-Gebiet gefasst. 

Nachdem das Ansuchen außerhalb der generellen Möglichkeit zur Flächenwidmungsplanänderung gestellt wurde, hat Herr Perner alle mit dieser Änderung in Zusammenhang anfallenden Kosten zu tragen.

Zu 8.)

Sulzbacher Maria, Schweizersberg 8 – Umwidmungsbestrebungen in Bauland mit Änderung des ÖEK; Einleitungsbeschluss

Bericht des Bürgermeisters:

Herr Dr. Andreas Rabl als bevollmächtigter Rechtsanwalt von Frau Maria Sulzbacher, Schweizersberg 8 (Kronegg), hat mit Schreiben vom 06.11.2007 um Änderung des Flächenwidmungsplanes ersucht.

Es wird beantragt, einen entlang bzw. unterhalb des Güterweges Schweizersberg unmittelbar an das Baugrundstück Nr. 88/3 angrenzenden Grundstreifen auf den Parzellen 88/1 und 96/4, beide KG Roßleithen, in Bauland (Wohngebiet) umzuwidmen, damit zwei Bauparzellen zu je ca. 1.000 m² entstehen (schraffierte Fläche im angefertigten Katasterplan). 

Die begehrte Fläche ist im Flächenwidmungsplan der Gemeinde Roßleithen als Grünland ausgewiesen. Ortswasserleitungs- und Kanalanschlussmöglichkeit ist gegeben. Im Funktionsplan des ÖEK ist diese Fläche nicht aufgenommen. Es müsste daher auch das ÖEK geändert werden.
Im Rahmen einer raumordnerischen Begutachtung am 05.11.2007 mit Hofrat DI Kienesberger und Hofrat DI Liebisch (Regionsbeauftragter für Naturschutz) und je eines Vertreters aller GR-Fraktionen wurde das Grundstück bereits besichtigt, weil man von der Umwidmungsabsicht schon wusste. Beide Beamten haben vorweg die übereinstimmende Aussage getroffen, im Falle eines Widmungsänderungsantrages auf Wohngebiet das Begehren aus fachlicher Sicht entschieden abzulehnen. 

Es liegt nun im Ermessen des Gemeinderates, ob das beantragte Flächenwidmungsplan-Änderungsverfahren trotz der bereits mündlich bekannten negativen Stellungnahme eingeleitet werden soll. 

Der Bau- und Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 04.12.2007 einhellig empfohlen, den Einleitungsbeschluss für dieses Änderungsbegehren doch zu fassen, damit man zu offiziellen Stellungnahmen gelangt und danach eine endgültige Entscheidung treffen kann.

Nachdem das Ansuchen außerhalb der generellen Möglichkeit zur Flächenwidmungsplanänderung gestellt wurde, sind die Gesuchsteller jedoch zu verpflichten, bei positiver Erledigung alle mit dieser Änderung in Zusammenhang anfallenden Kosten zu tragen.

Der Gemeindevorstand hat sich in seiner Sitzung am 11.12.2007 der Empfehlung des Bau- und Planungsausschusses angeschlossen.

GR Kirisits:

Wenn schon ein Rechtsanwalt eingeschaltet ist, sollte man darauf achten, dass kein Verfahrensfehler passiert. Er stellt daher den Antrag, den Einleitungsbeschluss zu fassen. 
GR Pernkopf:

Es handelt sich um einen Grundstreifen zwischen dem Anwesen Kronegg und einer bereits bebauten Parzelle. Er meint, man kann es als sinnvoll erachten, dass diese Lücke geschlossen wird. Wenn auch schon negative Stellungnahmen angekündigt wurden, ist es vom Gemeinderat richtig, das Verfahren einzuleiten und die offiziellen Stellungnahmen abzuwarten. Er schließt sich dem Antrag an. 
Bgmst. Atzmüller:

Auch er glaubt, dass diese Vorgangsweise die richtige ist. 

GR Zegermacher:

Er war bei der Begutachtung am 05.11.2007 mit Hofrat DI Kienesberger und Hofrat DI Liebisch dabei. Er konnte aber keinen besonderen Grund für deren negative Stellungnahme heraushören. Wer die Situation am Schweizersberg kennt, der weiß, dass dieses Ansuchen befürwortet werden könnte, unabhängig davon, ob ein Rechtsanwalt eingeschaltet ist oder nicht. 
Bgmst. Atzmüller:

Bei seinen Wanderungen Richtung Zellerhütte sieht er sich das Gemeindegebiet an – und bei genauem hinsehen weiß er, welche Projekte vorstellbar sind und welche nicht. Er kann sich bei der angesprochenen Fläche etwa zwei Häuser gut vorstellen, deshalb ist auch er der Meinung, dass man das Verfahren einleiten sollte. Es freut ihn, dass sich der Gemeinderat dieser Meinung anschließt. 

GR DI Wolff:

Diese Umwidmung ist bestimmt sinnvoller als das Projekt „Almdorf“, welches Frau Sulzbacher letztes Jahr angestrebt hätte. 
Beschluss:

Durch Handhebung wird einstimmig der Einleitungsbeschluss für die Umwidmung des entlang bzw. unterhalb des Güterweges Schweizersberg unmittelbar an das Baugrundstück Nr. 88/3 angrenzenden Grundstreifens auf den Parzellen 88/1 und 96/4, beide KG Roßleithen, zur Schaffung von zwei Bauparzellen im Ausmaß von je ca. 1.000 m² gefasst. 

Nachdem das Ansuchen außerhalb der generellen Möglichkeit zur Flächenwidmungsplanänderung gestellt wurde, hat Frau Sulzbacher bei positiver Entscheidung alle mit dieser Änderung in Zusammenhang anfallenden Kosten zu tragen.

Zu 9.)

Nachtragsvoranschlag 2007 (Beilage D)
Der Bürgermeister berichtet:

Gemäß § 79 der O.ö. Gemeindeordnung ist ein Nachtragsvoranschlag dann zu erstellen, wenn sich zeigt, dass die Gebarung mit einem Fehlbetrag abschließen wird bzw. Kreditüberschreitungen oder Kreditübertragungen insgesamt 10 v. H. der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlages übersteigen.

Da auf Grund des Voranschlages 2007 mit einem präliminierten Fehlbetrag von € 204.800,00 im ordentlichen Haushalt auf jeden Fall mit einem Abgang zu rechnen ist, war die Erstellung eines Nachtragsvoranschlages erforderlich.

Nachdem der endgültige Fehlbetrag des ord. Haushaltes im Jahr 2006 (Rechnungsabschluss) € 179.830,24 betragen hat, kann im heurigen Jahr im o.H. mit einer Verringerung des Fehlbetrages um ca. € 32.400,00 auf € 147.400,00 gerechnet werden. 

Im außerordentlichen Haushalt ist im Voranschlag 2007 ein Fehlbetrag von € 79.900,00 verzeichnet. Im Nachtragsvoranschlag ergibt sich nun ein Fehlbetrag von € 27.900,00 Dies bedeutet eine Verbesserung des Ergebnisses um  € 52.000,00

Zum Ausgleich des Fehlbetrages 2006 im ord. Haushalt in Höhe von € 179.830,24 wurde heuer eine Bedarfszuweisung in Höhe von € 175.000,00 gewährt, sodass noch ein Fehlbetrag von € 4.830,24 stehen blieb. 

Für jene Vorhaben im ao. Haushalt, die im Voranschlag 2007 nicht enthalten waren, jetzt im NTVA aber aufscheinen, liegen entsprechende Beschlüsse der zuständigen Gremien vor. (Errichtung Wartehäuser Bereich Zemsauer, Neubau Gehsteig entlang Vorderstoder-Landesstraße Bereich Fuchs, Gehsteig entlang B 138 – Sanierung, Straßennamen und Verkehrsleitkonzept, Errichtung Produktionshalle Fa. Schröckenfux – Ld. Zuschuss f. Straßenerrichtung, Neubau Ortskanal BA 07 – Gleinkersee, Neubau Ortskanal BA 08 - Schweizersberg)

Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 02.11.2007 den NTV 2007 eingehend behandelt und festgestellt, dass der vorliegende Nachtragsvoranschlag gegenüber dem Vorjahr eine Verbesserung bringt (aufgrund der geringeren Schneeräumungskosten des Winters 2006/2007 und der höheren Ertragsanteile). Die Beschlussfassung des Nachtragsvoranschlages 2007 in der vorliegenden Fassung wurde einhellig empfohlen. 

Vom Gemeindevorstand wurde in der Sitzung am 13.11.2007 ebenfalls die Beschlussfassung des Nachtragsvoranschlages 2007, jedoch mit drei Änderungen, empfohlen. 

Der Nachtragsvoranschlag wurde vor Beschlussfassung der Aufsichtsbehörde (BH) zur Vorbegutachtung vorgelegt. Der diesbezügliche Prüfbericht vom 28.11.2007 liegt vor und wurde vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 

Der Gemeindevorstand empfahl in seiner Sitzung am 11.12.2007 dem Gemeinderat, den NTV 2007 in der nun vorliegenden endgültigen Fassung zu beschließen.

GV DI Stummer:

Er ist der Meinung, dass die Anmerkungen im Prüfbericht der BH Kirchdorf berechtigt sind, allerdings sind die Vorgangsweisen der Gemeinde Roßleithen vernünftig, zielführend und zweckmäßig gewählt worden. Er stellt den Antrag, den Nachtragsvoranschlag, welcher gegenüber dem Vorjahr eine Verbesserung bringt – insbesondere was die geringeren Schneeräumkosten und die erhöhten Ertragsanteile betrifft – in der vorliegenden Form zu beschließen. 
GR Glanzer:

Mit dem Nachtragsvoranschlag hat sich der Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Finanzen und im Nachhinein auch noch der Gemeindevorstand eingehend beschäftigt. Er schließt sich dem Antrag von GV Stummer an. 

Beschluss:

Durch Heben der Hand wird der einstimmige Beschluss gefasst, den Nachtragsvoranschlag 2007 in der vorliegenden Fassung (die wichtigsten Details sind als Beilage D – Bericht zum NTV und die Seiten 9 bis 10a – angeschlossen) zu genehmigen. 
Zu 10.)

Voranschlag 2008 (Beilage E und F)
a) 
Festsetzung der Steuerhebesätze

Grundsteuer A und B, Hundeabgabe, Lustbarkeitsabgabe

b) 
Beschlussfassung des Voranschlages 2008

Mittelfristiger Finanzplan 2008 – 2011 (Beilage E)
Festsetzung Dienstpostenplan

ordentlicher Haushalt und außerordentlicher Haushalt (Beilage F)
Festsetzung Kassenkredithöchstbetrag

Betrag ab dem Abweichungen zu begründen sind

Änderung der Gebühr für Schülerausspeisung

Der Bürgermeister berichtet, dass sich mit dem Entwurf des Voranschlages 2008 der Finanzausschuss in seiner Sitzung am 05.12.2007 und der Gemeindevorstand in seiner Sitzung am 11.12.2007  intensivst befasst und mit geringen Änderungen dessen Beschlussfassung empfohlen hat. Im Detail ist folgendes festzuhalten:
zu a) Festsetzung der Steuerhebesätze

· Grundsteuer A und B

Die Hebesätze der Grundsteuer A und B waren in den Vorjahren mit 500 v.H. d. Steuermessbetrages festgesetzt.

Es wird empfohlen, diese Sätze für 2008 unverändert zu belassen.

· Hundeabgabe

Die Hundeabgabe betrug 2007 € 18,-- für jeden Hund und ebenso für Wachhunde. 

Dieser Betrag liegt noch immer unter dem Bezirksdurchschnitt von € 20,--. Im Bericht der BH Kirchdorf vom 01.02.2007 zum Voranschlag 2007 wurde bereits angemerkt, dass mit Beginn des Jahres 2008 die Erhöhung der Hundeabgabe auf € 20,-- erwartet wird.
Dieser Forderung soll entsprochen werden.

· Lustbarkeitsabgabe
Der Hebesatz der Lustbarkeitsabgabe (Kartenabgabe) war in den Vorjahren mit 15 v.H. d. Preises o. Entgelts festgesetzt.

Es wird empfohlen, diesen Satz für 2008 unverändert zu belassen.

GV DI Stummer: 
Als Obmann des Finanzausschusses merkt er an, dass empfohlen wurde, die Grundsteuer A und B in der vorliegenden Form zu belassen. Bei der Hundeabgabe wurde man gebeten, von € 18,-- auf € 20,-- zu erhöhen – das heißt, bei Wachhunden ist man mit den € 20,-- an der Grenze, denn für Wachhunde darf man nicht mehr als € 20,-- Steuer einheben. Weiters wurde empfohlen, die Lustbarkeitsabgabe gleich zu belassen. Er stellt den Antrag, diese Punkte in der vorliegenden Form zu beschließen. 
zu b) Beschlussfassung des Voranschlages 2008
· Mittelfristiger Finanzplan 2008 – 2011 (Beilage E)
Nach § 16 der Oö. Gemeindehaushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung, LGBl.Nr. 69/2002 sind die Gemeinden verpflichtet, wieder gemeinsam mit dem Voranschlag für das Jahr 2008 einen mittelfristigen Finanzplan für einen Zeitraum von vier Jahren (2008 bis 2011) zu erstellen und dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen.

Funktionen der mittelfristigen Finanzplanung:

· Sicherung des Haushaltsgleichgewichtes

· Koordinierung der haushaltspolitischen Entscheidungen

· Abstimmung der Investitionstätigkeit mit der Haushaltskoordinierung

· Prüfung der Verkraftbarkeit von Investitionen auch im Hinblick auf Folgekosten

· Möglichkeit zum früheren Erkennen von Veränderungen in der Entwicklung

· Information

· Transparenz

· Prioritätenreihung, Verfolgung von politischer Strategien

Bestandteile des mittelfristigen Finanzplanes:

· Darstellung der Budgetspitze der Jahre 2008 bis 2011
· Darstellung der Kosten u. Finanzierung der einzelnen Vorhaben in der Planperiode 2008 – 2011

· Zusammenfassung aller geplanten Vorhaben zum mittelfristigen Investitionsplan 2008– 2011

· Darstellung der erwarteten Entwicklung des Maastricht-Ergebnisses der Jahre 2008 – 2011

Ziele des mittelfristigen Finanzplanes:

· Langfristige Sicherung des Haushaltsausgleiches

· Zweckmäßige Gestaltung der Schuldenpolitik

· Verbindung zwischen Voranschlag und Investitionsplanes

· Entscheidungshilfe für politische Organe

Im vorliegenden Entwurf scheinen die jetzt schon bekannten größeren voraussichtlichen Vorhaben (sie werden vom Bürgermeister einzeln im Detail erläutert) bis zum Jahre 2011 wie folgt auf:


Realisierungszeitraum 
Gesamtkosten

· Neubau des Amtsgebäudes
2006 - 2008
578.000

· Löschwasseranlage Ortschaft Tamberg
2009 - 2009
20.000

· Akustikdeckeneinbau in Volksschule
2009 - 2010
20.000

· Kindergarten - Gruppenraumerweiterung
2006 - 2008
24.300

· Kindergarten – Gruppenraumerweiterung; Zw.Fin.
2006 - 2008
24.300

· Errichtung Kinderspielplätze
2009 - 2009
20.000

· Wartehaus Bereich Rohrweg
2009 - 2009
7.500

· Wartehaus Bereich Kapfenberger-Siedlung
2008 - 2011
7.500

· Gehsteig Trinkl bis Rohrweg
2009 - 2009
20.000

· Gehsteig Rohrweg – Zufahrt Gallbrunn
2010 - 2011
70.000

· Errichtung Wartehäuser Bereich Zemsauer 
2007 - 2009
10.300

· Ausbau Siedlungsstraßen (Bauprogramm 2009-2011)
2009 - 2011
150.000

· Ausbau Siedlungsstraßen (Bauprogramm 2006-2008)
2006 - 2008
95.300

· Gehsteig entlang Vorderstoder Landesstraße (Bereich Tobias)
2007 - 2007
0

· Gehsteig entlang B 138 – Sanierung 
2007 - 2009
53.400

· Staßennamen und Verkehrsleitkonzept
2007 - 2009
110.000

· Güterweg Rettenbachtal - Ausbau
2006 - 2008
0

· Güterweg Rettenbachtal – Zufahrt Koppen
2007 - 2009
63.000

· Güterwege Trinkl, Lengau, Seeschuster, Jagerhütte
2004 - 2009
12.500

· Güterweg Rettenbach (Rettenb. – Zufahrt Rießriegl)
2009 - 2010
370.000

· Ankauf Kommunalfahrzeuge (Traktor)
2009 - 2009
90.000

· Steinschlag-Sicherungsprojekt Rading
2008 - 2011
42.000

· Grundankauf f. Ortsbildgestaltung Roßleithen
2009 - 2010
70.000

· Wanderweg Pießling Ursprung - Beleuchtung
2009 - 2009
30.000

· Wanderweg Wendlmühle - Ausbau
2008 - 2008
30.000

· Grundkauf Parz. 1002/2 (Hackl)
2005 - 2009
10.000

· Zwischenfinanzierung Grundkauf Hackl
2005 - 2009
9.000

· WVA-Roßleithen (Erw. HB Rohrl. u. Zul. Egger-Schacht)
2005 - 2011
96.300

· Zwischenfinanzierung (Erw. HB Rohrleiten)
2007 - 2011
46.600

· Erschließung einer zus. Quelle f. WVA
2008 - 2008
50.000

· Digitaler Wasser- u. Kanalkataster – Erstellung
2009 - 2010
90.000

· Ortskanal Roßleithen BA 05 – Neubau
2004 - 2009
486.700

· Kanalbau BA 05 – Zwischenkredit
2005 - 2009
63.500

· Ortskanal BA 07 – Ausb. (Gleinkersee)
2007 - 2009
559.800

· Ortskanal BA 07 – Gleinkersee (Zw.Fin.)
2007 - 2009
0

· Ortskanal Roßleithen BA 08 – Ri. Schweizersberg
2007 - 2009
321.600

· Ortskanal Roßleithen BA 08 Schweizersberg (Zw.Fin.)
2007 - 2009
0

Genaue Details bzw. Erweiterungen zu den einzelnen oa. Projekten mögen aus den Detailangaben im Mittelfristigen Finanzplan 2008-2011 entnommen werden. 

Die genauen Kosten für obige Vorhaben wurden - auf die jeweiligen Jahre verteilt - realistisch eingeschätzt. Als Bedeckungsmittel sollen, soweit keine anderen Einnahmen zu erwarten sind, ab 2008 Bedarfszuweisungen eingesetzt werden, auch wenn jetzt noch keine Zusicherungen dafür vorliegen.

Es wird besonders darauf hingewiesen, dass auf Grund der äußerst angespannten Finanzlage der Gemeinde die künftigen Projekte nur bei gesicherter Finanzierung in Angriff genommen werden dürfen. Eine Finanzierung mit höheren Bankdarlehen ist nicht mehr vertretbar. 

Zum „Mittelfristigen Finanzplan gibt es keine Wortmeldungen.
· Festsetzung Wasserbenützungsgebühren (inkl. Mindestanschlussgebühren)

Die Wasserbezugsgebühren für 2008 wurden bereits mit Verordnung des GR vom 15.12.2006 festgesetzt. Lediglich die Mindestanschlussgebühr erhöht sich ab 1.1.2008 von bisher  € 1.612,-- auf  € 1.644,--.

· Festsetzung Kanalbenützungsgebühren (inkl. Mindestanschlussgebühren)

Die Kanalbenützungsgebühren für 2008 wurden bereits mit Verordnung des GR vom 15.12.2006 festgesetzt. Lediglich die Mindestanschlussgebühr erhöht sich ab 1.1.2008 von bisher  € 2.688,-- auf  € 2.742,--.

· Festsetzung Abfallgebühren

Die Änderung dieser Gebühren wurde zuletzt mit VO des GR vom 22.06.2007 vorgenommen. Dabei wurde auch festgelegt, nach Vorliegen des Jahresergebnisses 2007 neuerlich eine Kalkulation anzustellen und wenn erforderlich, die Abfallgebühren nochmals anzuheben, damit Kostendeckung gegeben ist. Da bis zur heutigen Sitzung die tatsächliche Abrechnung der Gebühren nicht vorliegt, empfahl der Finanzausschuss in seiner Sitzung am 05.12.2007, mit einer eventuellen Erhöhung der Gebühren noch bis zum Vorliegen des Rechnungsergebnisses des BAV für 2007 bzw. bis zur Vorbehandlung im Umweltausschuss zuzuwarten. 

· Festsetzung Dienstpostenplan

Der Dienstpostenplan wurde zuletzt mit Beschluss des GR vom 29.09.2007 geändert. Die diesbezügliche aufsichtsbehördliche Genehmigung liegt noch nicht vor. 

Er wird auch für das Jahr 2008 im beschlossenen Ausmaß festgesetzt.

· Ordentlicher Haushalt und außerordentlicher Haushalt (Beilage F)
Ordentlicher Haushalt:

Im aufgelegten VA-Entwurf war zu ersehen, dass im ordentlichen Haushalt ein Fehlbedarf in Höhe von € 301.500,-- gegeben ist. 
Gegenüber der Finanzlage im Jahr 2007 (Voranschlag 2007: € 204.800,--; Nachtragsvoranschlag 2007: € 147.400,--) ist demnach mit einer wesentlichen Verschlechterung der finanziellen Lage zu rechnen. Sie hat sich spürbar verschärft.

Der Voranschlag wurde vom Finanzausschuss in seiner Sitzung am 05.12.2007 eingehend geprüft. Gegenüber dem damals vorliegenden bzw. aufgelegten Entwurf wurden nachträglich noch folgende Änderungen aufgenommen:

                   HHSt. 1/914000-779000 von €    0,00 auf  €  69.700,-- (Inv. u. Tilg. Zuschuss Kanal)

                   HHSt. 2/851000-860202 von €    0,00 auf  €  17.300,-- (Zinsenzuschuss Bund Kanal)

                   HHSt. 2/851000-879000 von €    0,00 auf  €  69.700,-- (Inv. u. Tilg. Zuschuss Kanal)
Vom Finanzausschuss wurde weiters folgende Änderung beantragt:

HHSt.  1/439000-768400 von €    0,00 auf  €    1.500,-- (ÖBB-Schnupperticket).

Dieses Schnupperticket soll anregen, dass Gemeindebürger umweltfreundliche Verkehrsmittel vermehrt nutzen. Derzeit gibt es in OÖ. 60 Gemeinden, die so etwas anbieten. In der Praxis funktioniert diese Aktion so, dass die Gemeinde über den OÖ. Verkehrsverbund pro Monat z.B. 2 Tickets für die Bahnfahrt von Windischgarsten bis Linz inkl. Verkehrsanbindung Linz käuflich erwirbt, die dann im Gemeindeamt aufliegen und von Jeder-Mann-Frau an z.B. maximal 3 Tagen im Monat beansprucht werden können.

50 % der Kosten werden als Förderung wieder zurückfließen, weil Roßleithen bereits Klimabündnisgemeinde ist (bei 2 Tickets 1 gratis).

Erkundigungen bei der Gemeinde Wartberg/Krems, die als einzige im Bezirk Kirchdorf dieses Ticket anbieten, haben ergeben, dass die Monatskarten sehr gerne angenommen werden. Es werden dort jedoch € 5,-- als Leihgebühr (entspricht in etwa 1/3 des Fahrtpreises) eingehoben. 
Vom Gemeindevorstand wurde in der Sitzung am 11.12.2007 empfohlen, das Projekt einmal mit 2 Tickets für die Bahnfahrt von Windischgarsten bis Linz inkl. Verkehrsanbindung Linz ohne Leihgebühr probeweise für 1 Jahr zu starten. Das Angebot soll für alle Gemeindebürger mit Hauptwohnsitz in Roßleithen gelten und von Jeder-Mann-Frau an maximal 3 Tagen im Monat beansprucht werden können. Bei entsprechender Annahme sollte diese Aktion verlängert werden. Die Belastung des Budgets mit ca. € 750,-- pro Jahr sei vertretbar und vernünftig und sollte alle Gemeindebürger motivieren, langfristig einen Beitrag zum Klimaschutz zu leisten. Auch die Abwicklung sollte so einfach wie möglich sein. Sollten in Zukunft irgendwelche Gründe dafür sprechen, kann eine Leihgebühr oder Kaution immer noch eingeführt werden. Eine ordentliche und laufende Bewerbung in den Gemeindemedien sei aber wichtig.

Der Voranschlagsentwurf 2008 wurde der Aufsichtsbehörde (BH) zur Vorbegutachtung vorgelegt. Der diesbezügliche Prüfbericht vom 11.12.2007 liegt vor und wurde vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. 

· Verwundert zeigt man sich über den Pkt. 2 des Vorprüfungsberichtes der BH, in dem die Leistung eines Anrechnungsbetrages von rund € 84.000,-- an den gesetzlichen Pensionsversicherungsträger auf Grund des Ausscheidens des Bürgermeisters aus seiner Funktion fällig wird. Man fragt sich, warum diesbezüglich keine laufenden Vorsorgeleistungen empfohlen bzw. vorgenommen wurden.

· Bei der Gebarung des Kindergartens wurde festgestellt, dass der durchschnittliche Elternbeitrag mit rd. € 61,60 deutlich unter dem Bezirksdurchschnitt von rd. € 72,-- liegt. Auf Grund der geforderten Umstrukturierung bzw. Gesetzesänderung ist dies zur Kenntnis zu nehmen.

Auf Grund des Prüfberichtes bzw. der darin geforderten Ergänzungen werden gegenüber dem aufgelegten Voranschlagsentwurf nochmals folgende Abänderungen beim ordentlichen Haushalt beantragt:

HHSt. 1/000000-753000 von €  3.300,-- auf   € 87.300,-- (Anrechnungsbtg. PVA f.Bgmst.)
Infolge aller oa. Ergänzungen  ergeben sich nunmehr Gesamteinnahmen von 

€  2,475.200,-- und Gesamtausgaben von € 2,844.900,--, womit der Voranschlag letztlich einen Abgang von  € 369.700,-- aufweist.

Vom Bürgermeister wird weiters der Vorbericht (Beilage F) über den ordentlichen und außerordentlichen Voranschlag 2008 vorgetragen und ergänzend erläutert. 

Auf folgende Themen wird näher eingegangen:
· Neu ins Budget aufgenommen wurde erstmals für 2008 ein Ansatz von € 4.000,-- für die Einführung einer zeitgemäßen Gemeindezeitung (Deckblätter färbig) mit einmalig anzuschaffendem EDV-Programm (knapp über € 1.000,--). Infolge Werbungen von heimischen Betrieben kann man aber mit Einnahmen rechnen.

Außerordentlicher Haushalt:
Im außerordentlichen Haushalt sind insgesamt 12 fertigzustellende bzw. auszufinanzierende Vorhaben enthalten, die einen Überschuss von € 77.400,-- ergeben. Sie sind im beiliegenden Vorbericht aufgelistet.
Zu allen Vorhaben im außerordentlichen Haushalt wird generell angemerkt, dass Landesbeiträge und Bedarfszuweisungsmittel nur in dem Ausmaß als Einnahmen veranschlagt wurden, wo bereits schriftliche Zusicherungen vorliegen. Bei den meisten aufgezeigten Vorhaben ist mit solchen Förderungsmitteln zu rechnen. Jedes außerordentliche Bauvorhaben bzw. Projekt wird jedoch erst dann begonnen bzw. fortgesetzt, wenn die entsprechende Finanzierung gesichert ist.
Bericht über Schuldenstand:

Im Schuldennachweis ist zu ersehen, dass sich der Schuldenstand einschließlich der Investitionsdarlehen und der Zwischenfinanzierungskredite von anfänglich  

€ 3,419.400,-- (Stand 01.01.2008) auf Laufe des Jahres 2008 auf € 3,156.100,-- reduzieren wird.

Die Tilgungsraten betragen im Jahr 2008 für alle Darlehen ca. € 263.300,--. Die für die Darlehen zu leistenden Zinsen betragen € 80.600,--. Schuldendienstersätze: € 86.200,--.
· Festsetzung Kassenkredithöchstbetrag

Der Bürgermeister berichtet, dass die Gemeinde gemäß § 83 Oö. GemO zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben des ordentlichen Haushaltes Kassenkredite aufnehmen kann. Sie dürfen 1/6 der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlages nicht überschreiten.

Seit Jahren bestehen solche Kontokorrentkredite bei den heimischen Geldinstituten Raiba und Sparkasse Windischgarsten. Seit dem letzten Jahr nur bei der Raiba. Der derzeitige Rahmen beträgt € 380.900,-- und ist fast ausgeschöpft. Der derzeitige Zinssatz beträgt 5,142 %. 

Um auch in Hinkunft allen Zahlungsverpflichtungen rechtzeitig nachkommen zu können, ist unbedingt der Fortbestand der Kassenkredite erforderlich. Die Höchstgrenze von € 412.500,-- (ein Sechstel von € 2.475.200,--) darf dabei nicht überschritten werden. 

Der GV sprach sich für die Festsetzung des Kassenkredites im Ausmaß der Höchstgrenze (€ 412.000,--) aus. Man hoffe jedoch, dass man diesen Betrag nicht oder so wenig wie möglich ausschöpfen muss. 

· Betrag ab dem Abweichungen zu begründen sind

Diesbezüglich wird einhellig die Festsetzung des Betrages wie im Vorjahr in Höhe von € 2.000,-- empfohlen. 
· Änderung der Gebühr für Schülerausspeisung

Der Bürgermeister berichtet, dass mit der derzeitigen Gebühr für die Schülerausspeisung keine Kostendeckung erlangt werden kann. Der Tarif für Kinderportionen liegt derzeit bei € 2,20 und für Erwachsenenportionen bei € 3,00.

Laut Vorprüfbericht der BH entspricht der derzeitige Essensbeitrag für Kinder mit € 2,20 nur einem gewissen Mindesterfordernis. Eine Änderung ist diesbezüglich nicht beabsichtigt, lediglich der Beitrag für Erwachsene soll im Sinne der Empfehlung des Finanzausschusses vom 05.12.2007 von bisher € 3,00 auf € 3,50 angehoben. Ausgenommen von diesem Erwachsenentarif wäre jedoch das gezwungenermaßen mit den Kindern mitessende Kindergartenpersonal, welches auch nur eine Kinderportion bekommt. Hiefür wäre der Kindertarif von € 2,20 zu verrechnen. Sollte von der(n) mitessenden Kindergärtnerin(en) jedoch eine Erwachsenenportion verlangt werden, wäre ebenfalls der Essensbeitrag in voller Höhe von € 3,50 zu leisten. Dies sollte auch für alle Kindergärtnerinnen gelten, die freiwillig die Schülerausspeisung in Anspruch nehmen.

Allgemein gesehen wird sich die Finanzlage der Gemeinde nicht verbessern, sondern leider noch spürbar verschärfen. Der eingeschlagene Weg der sparsamen und wirtschaftlich Finanzverwaltung muss daher im besonderen Maße in Zukunft beibehalten werden.
Vom Gemeindevorstand wurde in seiner Sitzung am 11.12.2007 einhellig empfohlen, den Voranschlag 2008 mit allen oa. Unterteilungen in der vorliegenden Letztfassung zu beschließen.

GV DI Stummer:
Die Zahlen sind bekannt und die Gemeinde kennt die aktuellen Einnahmequellen und Ausgabeposten. Man kennt auch die Positionen, die den größten Abgang bringen. Es wurde verglichen mit dem Nachtragsvoranschlag, dem gegenüber sich doch eine starke bzw. dramatische Verschlechterung der Finanzsituation zeigt. Wenn man die Pro-Kopf-Verschuldung der Gemeinde beim NTV 2007 und Voranschlag 2008 vergleicht, ergibt sich eine Erhöhung der Verschuldung von rund € 80,-- auf € 202,-- pro Kopf. Mit den gemeindeeigenen Steuern und Abgaben bei rund 20 % der Steuerkraft liegt man weit unter dem Bezirksdurchschnitt von rund 35 %, was soviel bedeutet, dass man zu den finanzschwächsten Gemeinden des Bezirkes gehört. Dem GV hat der unerwartete Pensionsbeitrag des Bürgermeisters Kopfzerbrechen bereitet – alle Vorstandsmitglieder waren ratlos, weshalb nun dieser Betrag zu zahlen sei. Er habe sich mit Unterstützung des Buchhalters schlau gemacht und festgestellt, dass 23,6 % der Beitragsgrundlage an den Pensionsversicherungsträger zu zahlen sind – davon wurden laufend insgesamt 12,55 % (rund € 3.700,--) pro Jahr bezahlt. Nun handelt es sich um den noch offenen Betrag von rund 
€ 82.000,-- bis € 84.000,-- (Differenz von 12,55 % und 23,6 % = 11,05 %). Seiner Ansicht nach ist dies korrekt, aber in der Formulierung von Herrn Schedlberger ist es misszuverstehen. Es sind auf Hinweis der Bezirkshauptmannschaft Erhöhungen durchzuführen, wie z.B. die Erhöhung der Hundeabgabe von € 18,-- auf € 20,-- und die Erhöhung des Essensbeitrages bei der Schülerausspeisung für Erwachsene auf € 3,50. Mit der Müllgebührenerhöhung wartet man noch, bis die endgültige Abrechnung vorliegt – danach ist man wieder gezwungen, entsprechende Korrekturen durchzuführen. In diesem Zusammenhang bedankt er sich bei all jenen, die sich für die Gemeinde ehrenamtlich und sozial engagieren. Essen auf Rädern ist ein wichtiger Punkt, wofür sich viele von unserer Gemeinde einsetzen. Auf diesem Gebiet hat man sogar ein ausgeglichenes Budget. Weiters spricht er die Vereinsförderungen an, wobei heuer € 5.500,-- an rund 20 Vereine ausbezahlt wurden; teilweise auch gemeindeübergreifend. Er bedankt sich bei all jenen, die sich für Vereine engagieren, besonders bei den „Blaulichtorganisationen“ (Polizei, Rettung, Feuerwehr) für deren täglichen Einsatz. Man darf sich glücklich schätzen, eine gemeindeübergreifende Feuerwehr zu haben. Er findet es vernünftig, eine neue Gemeindezeitung einzuführen; eine Überarbeitung bzw. Erneuerung des Gemeindeblattes schadet nicht. Er regt an, zusätzlich zur Gemeindezeitung auch den Gemeindeläufer, der weiterhin aufrecht bleibt, etwas attraktiver zu gestalten. In der Fraktion wurde angeregt, auch die Einladungen zu den Sitzungen attraktiver zu gestalten. Oberstes Gebot in der Gemeindezeitung sollte die Parteifreiheit sein. Im Bezug auf das Schnupperticket berichtet er, dass ihm diese Idee bei der Zugfahrt gekommen ist. Ihm gegenüber sind zwei Roßleithner Ehepaare gesessen, die öfters mit dem Zug fahren würden, wenn die Fahrt nicht so teuer wäre. Nun hat er sich beim OÖ Verkehrsverbund über das so genannte Schnupperticket informiert, welches bereits von etwa 60 Gemeinden in OÖ angeboten wird. Dieses Ticket liegt am Gemeindeamt auf und kann ab 01. Jänner für die Strecke Windischgarsten – Linz gratis für maximal drei Mal im Monat benutzt werden. Die Praxis wird zeigen, wie das Schnupperticket angenommen wird. Er ist informiert worden, dass in anderen Gemeinden ein Selbstbehalt eingehoben wird – er findet aber eine leichte Handhabung wichtig und bedankt sich deshalb, dass die Aktion in der besprochenen Form gestartet wird. Es ist wichtig, dass das Schnupperticket entsprechend beworben wird. Ziel der Sache ist, dass ältere und auch jüngere Gemeindebürger nachhaltig auf die Sinnhaftigkeit des Umweltschutzes hingewiesen und auch motiviert werden, auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen. Im Zuge der Vorbereitung auf die Finanzausschusssitzung hat er sich den Prüfbericht durchgelesen; seine Bitte wäre erstens, alle Einnahmequellen auszuschöpfen – es wurde in Roßleithen Kanal gebaut, wo noch immer einige nicht angeschlossen haben – und zweitens, wird der Kassenkredit nicht immer so verwendet, wie es sich gehört. 
Zum Schluss bedankt er sich beim Bürgermeister für seinen unermüdlichen Einsatz, finanzielle Mittel in die Gemeinde zu bringen. Beim Buchhalter August Aigner bedankt er sich für die perfekte Aufbereitung des Nachtragsvoranschlages und des Voranschlages. Besonderen Dank gilt auch dem Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Finanzen – man beschäftigt sich stundenlang mit einer Materie die nicht immer leicht zu verstehen ist, doch trotzdem macht es ihm Spaß, als Obmann dieses Ausschusses zu arbeiten. Er stellt den Antrag, den Mittelfristigen Finanzplan 2008-2011 in der vorliegenden Form zu beschließen, den Dienstpostenplan festzulegen, den ordentlichen und außerordentlichen Haushalt in der vorliegenden Form zu beschließen, den Kassenkredithöchstbetrag mit einer Summe von € 412.000,-- zu beschließen, Beträge, ab denen Abweichungen zu begründen sind, mit € 2.000,-- zu belassen und die Änderung der Gebühr für Schülerausspeisung für eine Erwachsenenportion auf € 3,50 zu erhöhen. 
Bgmst. Atzmüller:

Er bedankt sich bei GV Stummer für die Ausführungen. Wie GV Stummer bemerkte, wird der Kassenkredit oft für andere Vorhaben verwendet – was nicht vorkommen sollte. Auf der anderen Seite ist Flexibilisierung gefragt und man muss manchmal diesen Weg gehen. Auch er meint, dass im Finanzausschuss ein gutes Klima ist. Wichtig ist, dass alle an einem Strang ziehen und dafür möchte auch er sich bedanken.
GR Glanzer:

Es ist nun alles sehr eingehend behandelt worden. Auch er bestätigt, dass im Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Finanzen sehr gute Arbeit geleistet wird. Roßleithen gehört leider zu den finanzschwächsten Gemeinden im Bezirk Kirchdorf, daher kann unsere Gemeinde das Budget nur eingeschränkt gestalten bzw. verwalten. Er stellt den Antrag, dem Voranschlag 2008 die Zustimmung zu geben. 
Beschluss:
Durch Handhebung wird der einstimmige Beschluss gefasst, den Voranschlag 2008 in der vorliegenden Fassung zu genehmigen. Dieser Beschluss umfasst im Detail:
a) Die Hebesätze der Grundsteuer A und B für 2008 mit 500 v.H. des Steuermessbetrages,  

b) die Erhöhung der Hundeabgabe von € 18,-- auf € 20,-- je Hund und ebenso für Wachhunde,
c) den Hebesatz der Lustbarkeitsabgabe mit 15 v.H. des Preises o. Entgelts,
d) den Mittelfristigen Finanzplan 2008 bis 2011 (Beilage E),
e) den Dienstpostenplan im Umfang des GR-Beschlusses vom 29.09.2007,
f) den ordentlichen und außerordentlichen Haushalt. Die wichtigsten Details daraus (Seiten 5a bis 5f, sowie 11 bis 13) sind als Beilage F) angeschlossen,
g) die Festsetzung des Höchstbetrages für Kassenkredite, die im Finanzjahr 2008 zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfähigkeit der Gemeindekasse in Anspruch genommen werden dürfen, mit € 412.000,--,

h) die Festsetzung des Betrages, ab dem Abweichungen zu begründen sind, mit € 2.000,--,

i) den Essensbeitrag im Rahmen der Schülerausspeisung für Erwachsene von bisher € 3,00 auf € 3,50 anzuheben. Ausgenommen von diesem Erwachsenentarif wäre jedoch das gezwungenermaßen mit den Kindern mitessende Kindergartenpersonal, welches auch nur eine Kinderportion bekommt. Hiefür wäre der Kindertarif von € 2,20 zu verrechnen. Sollte von der(n) mitessenden Kindergärtnerin(en) jedoch eine Erwachsenenportion verlangt werden, wäre ebenfalls der Essensbeitrag in voller Höhe von € 3,50 zu leisten. Dies sollte auch für alle Kindergärtnerinnen gelten, die freiwillig die Schülerausspeisung in Anspruch nehmen
.

Zu 11.)

Aufnahme Kontokorrentkredit für das Finanzjahr 2008; Beschlussfassung

Der Bürgermeister berichtet, dass die Gemeinde gemäß § 83 Oö. GemO zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben des ordentlichen Haushaltes Kassenkredite aufnehmen kann. Sie dürfen 1/6 der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlages nicht überschreiten.

Seit Jahren bestehen solche Kontokorrentkredite bei den beiden heimischen Geldinstituten Raiba und Sparkasse Windischgarsten. Seit dem letzten Jahr nur bei der Raiffeisenbank. Der derzeitige Rahmen beträgt € 380.900,-- und ist fast ausgeschöpft. Der derzeitige Zinssatz beträgt 5,142 %. 

Um auch in Hinkunft allen Zahlungsverpflichtungen rechtzeitig nachkommen zu können, ist unbedingt der Fortbestand der Kassenkredite erforderlich. Die Höchstgrenze von € 412.500,-- (ein Sechstel von € 2.475.200,--) darf dabei nicht überschritten werden. 

Mit h.a. Schreiben vom 27.11.2007 wurden die beiden heimischen Bankinstitute (Raiba und Sparkasse) um folgende Anbotlegung gebeten: 


Kredithöhe:
€ 380.000,--
entspricht der Summe für 2007 – kann sich für 2008 noch etwas ändern – genaue Summe kann erst nach Vorliegen des Voranschlages 2008 – ca. Anfang 12/07 bekannt gegeben werden; 1/6 der Einnahmen ord. Haushalt)


Laufzeit:
1 Jahr (für 2008)


Verzinsung:
Variante 1)
6-Monats-Euribor (Basiswert Oktober 2007)



Variante 2)
Bindung an SMR (Basiswert Oktober 2007)




Variante 3)
Fixzinssatz in der Höhe von …..% für die gesamte Laufzeit


ohne Bearbeitungsgebühren

Alle Angebote sind innerhalb der Abgabefrist (04.12.2007) eingelangt und wurden bei der Finanzausschuss-Sitzung am 05.12.2007 geöffnet. Das Ergebnis lautet wie folgt:

Raiffeisenbank Windischgarsten

Variante 1:

dzt. 5,00 %, mit einer Bindung an den 6-Monats-Euribor mit einem Aufschlag von 0,34 %.

Variante 2:

dzt. 4,69 %, mit einer Bindung an die SMR mit einem Aufschlag von 0,35 %.

Variante 3:

Fixzinssatz in der Höhe von 5,00 % bis 31.12.2008

Bearbeitungsgebühren werden keine verrechnet.

Sparkasse Kremstal-Pyhrn, GS Windischgarsten

Variante 1:

dzt. 5,06 % Sollzinsen p.a. netto; Bindung an 6-Monats-EURIBOR zuzüglich 0,40 % Aufschlag, (6-Monats-EURIBOR Oktober 2007: 4,66 %)

Variante 2:

dzt. 4,54 % Sollzinsen p.a. netto; Bindung an SMR-Emittenten gesamt zuzüglich 0,20 % Aufschlag (Basis Oktober 2007: 4,34 %)

Variante 3:

Es wurde kein Angebot gelegt.

Keine Bankgebühren bzw. Spesen.

Da die Raiffeisenbank bei der Variante 1 (Bindung an den 6-Monats-Euribor zuzüglich 0,34 % Aufschlag) und die Sparkasse bei der Variante 2 (Bindung an SMR-Emittenten zuzüglich 0,20 % Aufschlag) Billigstbieter ist, empfahl der Finanzausschuss in seiner Sitzung am 05.12.2007 einhellig, den Gesamtbetrag von € 412.000,--  je zur Hälfte zu splitten, um einerseits das Kreditrisiko zu lindern und andererseits beide Banken zum Zug kommen zu lassen.  

Bis zur Gemeinderatssitzung sollen bereits die Entwürfe der Krediturkunden vorliegen, damit diese vollinhaltlich verlesen und beschlossen werden können. Die gesamte Kredithöhe wird etwas über der ausgeschriebenen Summe von € 380.000,-- liegen (jeweils ca. € 200.000,--). 

Beide Krediturkunden liegen bereits mit einer Kreditsumme in Höhe von je € 206.000,-- vor und wurden vom Bürgermeister vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht.
Auch der Gemeindevorstand schloss sich in seiner Sitzung am 11.12.2007 der Empfehlung des Finanzausschusses bzw. der Splittung des Kontokorrentkredites wie folgt an:

· € 206.000,-- bei der Raiba Windischgarsten mit Bindung an 6-Monats-EURIBOR zuzüglich 0,34 % Aufschlag (Variante 1)

· € 206.000,-- bei der Sparkasse Kremstal-Pyhrn mit Bindung an SMR-Emittenten zuzüglich 0,20 % Aufschlag (Variante 2)

GV DI Stummer:

Der Bürgermeister hat es bereits sehr detailliert erörtert. Dem schließt er sich vollinhaltlich an. Es ist bestimmt ein Weg der Risikominimierung; man kann nicht wissen, wie sich die Zinsen entwickeln werden. Er denkt, dass man es der BH nicht leicht macht, falls dieser Vorgang der Splittung kritisiert wird. Das Einzige, das kritisiert werden kann, ist die Tatsache, dass keine dritte Bank zur Anbotslegung eingeladen wurde. Er stellt den Antrag, die vorliegenden Krediturkunden zu beschließen. Die Raika soll mit € 206.000,-- zum 6-Monats-EURIBOR zuzüglich 0,34 % Aufschlag und die Sparkasse mit der Bindung an die SMR zuzüglich 0,20 % Aufschlag – ebenfalls mit € 206.000,-- beauftragt werden.
Vzbgmst. Dittersdorfer:

Sie findet es gut, dass die heimischen Banken „bevorzugt“ werden auch mit dem Wissen, dass man bestimmt kritisiert wird. Wichtig ist, dass immer getrachtet wird, die günstigste Variante heranzuziehen, doch da kann man sich auf den Buchhalter Aigner verlassen. Sie schließt sich dem Antrag an. 
Beschluss:

Durch Handhebung wird einstimmig die Aufnahme und Splittung des Kontokorrentkredites für 2008 laut der beiden als Beilage F und G angeschlossenen Krediturkunden wie folgt beschlossen:

· € 206.000,-- bei der Raiba Windischgarsten mit Bindung an 6-Monats-EURIBOR zuzüglich 0,34 % Aufschlag (Variante 1)

· € 206.000,-- bei der Sparkasse Kremstal-Pyhrn mit Bindung an SMR-Emittenten zuzüglich 0,20 % Aufschlag (Variante 2)

Zu 12.)

Bericht des Gemeindeprüfungsausschusses vom 26.11.2007; Kenntnisnahme

Der vom Gemeindeprüfungsausschuss erstellte Bericht über die Gebarungsprüfung vom 26.11.2007 wird vom Vorsitzenden vollinhaltlich verlesen, erläutert und zustimmend zur Kenntnis genommen. 

GR Menneweger: 

Er bedankt sich beim Buchhalter Aigner, der die Prüfungsausschusssitzungen stets bestens vorbereitet. 
Bgmst. Atzmüller:

Man wird den Dank an Herrn Aigner weitergeben. 

Zu 13.)
Allfälliges

a) GR Redtenbacher - Rückblick Weihnachtssitzung im Jahre 1967

GR Redtenbacher berichtet, dass er genau vor 40 Jahren zum ersten Mal bei einer Weihnachtssitzung des Gemeinderates von Roßleithen dabei war. Diese Sitzung fand nicht vor Weihnachten, sondern nach Weihnachten am 29.12. statt. In dieser Sitzung wurde erst das Budget für das nächste Jahr beschlossen. Zurzeit war Herr Bernegger der Bürgermeister, Amtsleiter war Herr Gugl und man hatte ein Budget von S 1.877.000,--. 
Anlässlich des bevorstehenden Weihnachtsfestes und Jahreswechsels halten die Gemeindemandatare in der Reihenfolge GR Zegermacher für die FPÖ-Fraktion, GR Schmeißl für die ÖVP-Fraktion, GR Glanzer für die SPÖ-Fraktion sowie Bgmst. Atzmüller, Vzbgmst. Dittersdorfer und AL Schmid kurze Ansprachen. 

GR Zegermacher freut es, dass im Jahr 2007 einige Projekte in Angriff genommen werden konnten und zum Teil auch verwirklicht wurden. Besonders freut ihn, dass er zu vielen Sitzungen eingeladen wurde, welche immer sehr konstruktiv verliefen. In diesem Sinne wünscht er sich, dass es im nächsten Jahr ähnlich weitergehen wird. Ein Höhepunkt wird der Bezug des neuen Amtshauses. Er wünscht jedem ein schönes Weihnachtsfest und alles Gute für das nächste Jahr.
GR Schmeißl fand den Bericht von GR Redtenbacher (unter Allfälliges) sehr interessant. Hier wird einem erst bewusst, was sich alles innerhalb von 40 Jahren verändern kann. Nun geht ein arbeitsreiches Jahr 2007 mit großen Schritten zu ende. Die Erläuterungen des Bürgermeisters im Bezug auf den Nachtragsvoranschlag bzw. Voranschlag bringen uns zu Gehör, welche großen und überdimensionalen Projekte gestartet bzw. vollendet wurden. Das Verkehrsleitkonzept wurde heuer ganz intensiv bearbeitet und vielleicht sogar nächstes Jahr verwirklicht. Ein besonders herausragendes Projekt im Jahr 2007 ist bestimmt der Amtshaus-Neubau. Trotz häufiger schlechter Witterung haben es die Arbeiter geschafft, das Gebäude dicht zu machen, so sind auch Innenarbeiten über die Wintermonate möglich. Ein großer Dank ist auch an den Bürgermeister und an jene Ausschussmitglieder auszusprechen, die sich unermüdlich bemühen, finanzielle Mittel in unsere Gemeinde zu bringen. Weiters bedankt er sich beim Amtsleiter und bei den Gemeindebediensteten, sowie bei allen, die sich um das Wohlergehen der Gemeinde einsetzen. In diesem Sinne wünscht er allen anwesenden Personen und deren Familien ein friedliches Weihnachtsfest, einen guten Rutsch in das neue Jahr und wieder eine gute Zusammenarbeit im Jahr 2008. 
GR Glanzer stellt fest, dass bereits über Zweidrittel der Funktionsperiode vorbei ist. Er möchte sich recht herzlich bei allen bedanken, dass stets das Gemeinsame vor dem Trennenden gestellt wird und über Partei bzw. Fraktionsgrenzen hinweg versucht wird, das Bestmöglichste für unsere Gemeindebürger/innen rauszuholen – soweit es im finanziellen Rahmen möglich ist. Das Jahrhundertprojekt Amtshaus-Neubau ist voll im Gange und wenn es so weitergeht, wird man das Amt bereits im Herbst 2008 seiner Bestimmung übergeben können. Die nächste „Weihnachtssitzung“ wird daher wahrscheinlich im neuen Amt stattfinden. Voraussichtlich ist dies seine letzte Rede als Fraktionsobmann. Er dankt dem Bürgermeister für seine Tätigkeit, denn Anfang 2008 geht die Ära eines Manfred Atzmüller als Bürgermeister dem Ende zu, was ihn sehr nachdenklich stimmt. Dem Amtsleiter samt seinen Bediensteten dankt er für die tadellose Amtsführung. Schließlich wünscht er allen ein frohes und besinnliches Weihnachtsfest und für das Jahr 2008 viel Glück, Erfolg und vor allem Gesundheit; denn Gesundheit ist das höchste Gut.
Bgm. Atzmüller meint, dass nun viel über verschiedenste Projekte gesprochen wurde. Für diese Projekte sind eben ein Bürgermeister sowie ein Gemeinderat und Bedienstete zuständig. Eine sehr wichtige Aufgabe, die auch der Bürgermeister zu tragen hat, ist die Suche nach einem passenden Nachfolger. Dies sollte eine Person sein, welche den Weg wieder fortsetzt und bereits begonnene Arbeiten im selben Sinne weiterführt. Ganz wichtig ist die Gewährleistung von Gemeinsamkeit und Zusammenarbeit. Er ist der Meinung, dass man mit Gabi Dittersdorfer eine Frau in unserer „Männer dominierenden Region“ gefunden hat, die das Bürgermeisteramt bestens fortführen wird. Erstens hat sie aufgrund ihres Berufes Erfahrungen im Gemeindeamt und zweitens ist sie sehr engagiert und ein Typ, der verschiedenstes managen kann. Er glaubt, dass die gepflegte Zusammenarbeit fortgesetzt wird. Das ganze wird zwar erst in der Februar-Sitzung beschlossen, doch gewisse Aussagen sind jetzt schon an einige Zeitungsbeauftragte zu geben. Bisher hat er diese Menschen so gut wie möglich „abwimmeln“ können, denn es war ihm wichtig, dass zuerst der gesamte Gemeinderat über diesen Bürgermeister-Wechsel spricht, bevor die Medien schon darüber berichten. Er ersucht den gesamten Gemeinderat, dass seiner Nachfolgerin ein einstimmiges Vertrauen ausgesprochen wird. Gabi Dittersdorfer wird sich bestimmt bemühen, eine gute Nachfolgerin zu sein. Für ihn ist zwar im Februar die Bürgermeister-Periode zu Ende, dafür kommt er im Gemeinderatsersatz nach. Weiters dankt er dem Amtsleiter und seinem Team für die hervorragende Arbeit und Unterstützung. Diesen Dank wird er den anderen Bediensteten bei der Weihnachtssitzung weitergeben. Seiner Nachfolgerin Gabi Dittersdorfer wünscht er viel Erfolg und falls man seine Unterstützung braucht, wird er helfen. Schließlich wünscht er allen viel Erfolg, Gesundheit und eine weitere gute Zusammenarbeit. 
Vzbgm. Dittersdorfer hat das Gefühl, dass es jedem sehr Leid tut, Manfred Atzmüller bald nicht mehr als Bürgermeister und Vorsitzenden zu haben. Seine Entscheidung muss aber akzeptiert werden, wenn man bedenkt, was er in diesen 10 Jahren geleistet hat. Mit seinem Job in Steyr als MAN-Lehrlingsausbildner und mit drei Kindern zuhause musste er mit Bürgermeistergeschäften bestimmt einige Nächte verbringen. Sie meint, behaupten zu können, dass es hier in diesem Raum keiner gemacht und geschafft hätte. Für diesen Einsatz gebührt ihm ein ganz großer Dank. Sie wünscht ihm, dass er diese Harmonie, die er immer vorgelebt hat, auch in seiner Familie leben kann. Es sind viele Projekte im Laufen, die zum Ende gebracht werden müssen. Wenn die Wahl im Februar für sie positiv über die Bühne geht, kann sie ihre ganze Kraft und Energie zur Verfügung stellen. Manfred Atzmüller ist für sie ein großes Vorbild, da er mit seiner Harmonie es geschafft hatte, dass stets über die Parteigrenzen hinaus zusammengearbeitet wurde. Sie kann sich nur wünschen, dass es so wie bisher weitergeht. In diesem Sinne bedankt sie sich für die gute Zusammenarbeit beim Bürgermeister, bei den Fraktionen und den Bediensteten und wünscht allen frohe Weihnachten. Als kleines Andenken für den Bürgermeister an seine letzte Gemeinderatssitzung möchte sie ihm eine Flasche Sekt überreichen, wobei alle Gemeinderäte darauf unterschreiben sollten. 
AL Schmid bedankt sich im Namen aller seiner Kollegen für die guten Wünsche. Dass alle Vorhaben und Projekte möglich wurden, liegt in der Begründung, dass alle an einem Strang gezogen haben. Mit etwas Wehmut wird die heutige Sitzung verlassen, da Bürgermeister Atzmüller tatsächlich uns verlässt. Er ist etwas enttäuscht, da er und Bgm. Atzmüller genau vor 45 Jahren gemeinsam aus der Schule gekommen sind und sich dann ausgemacht haben, auch gemeinsam in die Pension zu gehen. Trotzdem gönnt man ihm die Pension und die Ruhe, denn was Bgm. Atzmüller alles in seinem Beruf und als Bürgermeister geleistet hat, kann ihm keiner so schnell nachmachen. Er dankt für die gute Zusammenarbeit und für diese Harmonie, die man sich auch in Zukunft wünschen kann. Schließlich wünscht er allen fröhliche Weihnachten und Gesundheit für das nächste Jahr. 
Anlässlich des Ausklangs des Jahres 2007 lädt der Bürgermeister ins Gasthaus Sengsschmid zur traditionellen Weihnachtsfeier ein. Pro Mandatar bzw. Bediensteten wird ein Konsumationszuschuss von € 11,-- bezahlt. Der Rest sei von jedem selbst zu bezahlen. 

Genehmigung der Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung

Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 28.09.2007 wurden keine Einwendungen erhoben.

Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 18.50 Uhr.

	
	
	

	Vorsitzender
	
	für die SPÖ-Gemeinderatsfraktion

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	für die ÖVP-Gemeinderatsfraktion

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	Schriftführer
	
	für die FPÖ-Gemeinderatsfraktion


Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung vom .......................................... keine Einwendungen erhoben wurden*, über die erhobenen Einwendungen der beigeheftete Beschluss gefasst wurde*.

Roßleithen, am .........................................









Der Vorsitzende:







...........................................................................

*Nichtzutreffendes streichen

